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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL

DES

REG!ERUNGSRATES DES KANTONS SOLOTHuRN
VOM

23, Dezember 1955. Nr. 5779,

I~ Der Ausbauplan für die Durohgangsstrasse Nr. 5, Grenchen—

Aarau, sah 1937 eine gesamte Strassenbreite von 14,50 m, mit ent

sprechend zurückgesetzten Baulinien, vor. Angesichts der starken

Verkehrezunahme nach dem zweiten Weltkriege befürwortete das Bau—

Departement den Bau einer die Ausserortsverhältnisse möglichst

wenig störende, den Schnell—Verkehr ermöglichende Durchgangsstrasse

südlich dem Trasse der SBB und der Dünnern, die sog. ‘~Dünnernstras~‘

se“e Gleichzeitig erklärte es sich mit einer I~ockerung, der längs

der “Eerggäustrasse“ festgelegten Baulinie einverstanden. Mit RRB

Nr0 4622 vom 18. Oktober 1954 wurde erstmals einer Reduktion der

ausserorts vorgesehenen Strassenbreite auf 8.00 m Fahrbahn, mit

beidseitigen Trottoirs von je 2~0O m Breite, die Genehmigung er

teilt0 Die neuesten Planungsarbeiten über den Ausbau des schweiz.

Hauptstrassennetzes lassen erkennen, dass der “Dünnernstrasse“ er

höhte Bedeutung zukommt. Nachdem für den einheitlichen Ausbau der

“Berggäustrasse~ eine durchschnittliche Fahrbreite von 7.00 m für

genügend gehalten wurde, erachtete die Einwohnergemeinde Hägendorf

eine Anpassung ihres Bebauungsplanes auf dieses Mass als gegeben0

Dieselbe bearbeitete daher im Einvernehmen mit dem kantonalen Tief

bauamt einen abgeänderten Plan für die ttKorrektion der Durchgangs—

strasse Nr~., 5‘~, in welchem eine Strasse mit 7.00 m Fahrbahn und

beidseitig angogliederten Trottoirs von je 2.00 m Breite vorge

sehen sind0 Die ehemaligen Baulinien sind dabei mit 2,00 x~i bis

5~00 m, ~ ungleich stark, zurückgenommen worden, Der so abge

änderte Bauplan lag gemäss Publikation im Amtsanzeiger für das

Gäu und Thal in der Zeit vom 3l~ Dezember 1954 bis 3l~ Januar 1955

öffentlich auf. Gegen diesen abgeänderten Bebauungsplan erhob

einzig Herr Josef Kamber,. Garage, Hägendorf, Einsprache, da ent

lang seiner ]liegenschaft c+B Hägendorf Nr. 1583 ein Baulinienab—

stand von 6~50 m festgelegt war — während weiter östlich bei den

Liegenschaften gegen das Dorf hin nur ein solcher von 4.00 m vor

gesehen worden ist — und ihm dadurch ein späterer Ausbau der
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Service—Station ohne Reversa‘oschluss verunmöglicht ~irde. Der Ge

meinderat hiess diese Einsprache auf Antrag der Bauicommission hin

in seiner Sitzung vom 14~ Februar 1955 gut und beschloss, die Bau—~.

linie ab GB Hägendor±‘ Nr0 330 in westlicher Richtung durchgehend auf

4~00 m festzulegen0 Die Abänderung dieses Bebauungsplanes wurde dem

Regierungsrat versehentlich nic zur Genehmigung unterbreitet0 Erst

im Zusammeu..ang mit einem Baugesuch des Herrn J~ Kamber fur die Er

richtung eines neuen Einfamilienhauses mit Werkstatt auf GB Nr, 1652,

fur welches entgegen dem heute noch rechtskraftigen Bebauungsplan nur

eLn Baulinienabstand von 4000 m vorgesehen wurde, holte die Gemeinde

Hagendorf das Versaumte nach und liess den abgeanderten Plan am 28~

November 1955 durch d~e Geme~ndeversammlung genehmigen Dieser Plan

enthalt auf der Sudseite der Strasse am westlichen Dorfausgang durch

gehend nur einen Baulinienabstand von 4000 m0 Mit Schreiben vom

29~ November/3~ Dezember 1955 unterbreitet die Einwohnergemeinde

Hagendorf den Plan mit der Neufestlegung dieser Baulinie dem Bau—

Departement zui Genehm~gung0

110 Das durchgefuhrte Bauplanverfahren weist formell keine

Mangel auf, Dagegen sieht sich der Regierungsrat veranlasst, bei

der materiellen Ueberpru±‘ung der Planabanderung folgenden Vorbehalt

anzubringen Der Ver2egung einer Baulinie kann grundsatzlich nur

zugestimmt werden, wenn dadurch die zukunftigen Verkehrsinteressen

nicht verletzt werden und dem Staat durch die Vorverlegung einer

cestehenden, reohtskraftigen Baulinie bei der Inanspruchnahme oes

Baulinienstrei±ens zum Zwecke des Strassenausbaues keine zusatzlichen

Kosten, wie z0B0 Inkonvenienz—Entschadigung~,erwachSen Solche Ent—

schadigungen worden erfahrungsgemass immer dann geltend gemacht, wenn

geringere Baulinienabstände festgelegt werden und bei einem Lander—

werb zum ~wecke der Strassenverbreiterung die Grundeigentümer vor

ihren Liegenschaften nachher je nach Lage ihrer Gebäude mit kleineren

privaten Vorplätzen vorlieb nehmen müssen0

Im vorliegenden Fall werden, nachdem mit der Verwirklichung

des Projektes für eine neue Durohgangsstrasse entlang der Dünnern ge

rechnet werden darf, durch die Verlegung der Baulinie die öffent

lichen Verkehrsinteressen nicht derart tangiert, dass die Genehmigung

der Abänderung des vorerwähnten Bebauungsplanes durch den Regierungs~

rat versagt werden müsste, Dagegen kann der Abänderung nur unter dem
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bereits erwähnten Vorbehalt zugestimmt werden, da sich trotz der pro

jektierten neuen Dünnernstrasse später ein Bedürfnis zur Erstellung

der im abgeänderten Bebauungsplan vorgesehenen Trottoirs in der Ge

meinde Hägendorf zeigen kann und die betreffenden LandeigentUmer,

denen die ne~ festgelegte Baulinie durch die bessere Ausnützung ihrer

Grundstücke ohnehin verschiedene Vorteile bringt, bei einem späteren

]landerwerb allfällig mit Inkonvenienz-Entschädigungs-Forderungen an

den Staat gelangen könnten, wenn die Planabänderung vorbehaltlos ge

nehmigt wii~rde. Dieser Vorbehalt erstreckt sich auch auf diejenigen

Bauten, die schon vor der Genehmigung der neu festgelegten Baulinie

durch den Regierungsrat, d0h. seit der gemeinderätlichen Behandlung der

Planvorlage vom 14. Februar 1955, an die neue, reduzierte Baulinie

gestellt worden sind, wie die Neubauten auf GB Nr0 1652 und GB Nr. 331

der Herren J. Kamber und Othmar Moser. Der Eigentümer von GB Nr. 1652

hat bereits eine bezügliche Erklärung, datiert vom 23. November 1955,

dem Bau—Departement zu den Akten gegeben. Selbstverständlich werden

bei einem späteren Landerwerb durch den Staat allfällige Forderungen,

denen eine Berechtigung vor der in Frage stehenden :Planabänderung

nicht abgesprochen werden kann und mit dem obgenannten Vorbehalt in

keinem Zusammenhang stehen, dadurch nicht berUhrt.

Es wird

beschlossen:

1. Der Abänderung des mit RRB Nr. 4622 vom l8~ Oktober 1954 genehmig

ten Bebauungsplanes Blatt Nr. 3 durch den Plan “Korrektion der

Durchgangestrasse Nr. 5“, welche durch die Einwohnergemeinde Hägen—

dorf in der Gemeindeversammlung vom 28. November 1955 beschlossen

wurde, wird unter dem Vorbehalt im Sinne der vorstehenden Erwägungen

di.e Genehmig~g erteilt

2. Das kantonale Tiefbauamt wird beauftragt, der Einwohnergemeinde

Hägendorf sowie dem Kreisbauamt II und dem kant, Hochbauamt seiner

zeit je ein mit dem Genehmigungsvermerk versehenes Planexemplar

“Korrektion der Durchgangsstrasse Nr. 5“ noch zuzustellen0

3., Frühere, dem abgeänderten Bebauungsplan widersprechende Pläne werden

aufgehoben

Genehmigungsgebühr Fr. 5.~--- Der Staatsschreiber:
Publikationekosten “__14.——

Fr Staatskanzlei

Ausfertigungsstellen Nr,l534)N,
siehe fol~~eite~



Bau—Departement (5; Rubr,7802~40
Kant0 Tiefbauamt (3), mit Akten und 1 genehmigtem Plan0
Kreisbauamt II, Olten.
Kant0 Hochbauamt0
Kant0 Strassenbauinspektor
Jur0 Sekretär des Bau—Departementes (2)~
Finanzverwaltung (2)
Ammannamt der Binwohnergemeinde Hägendorf0
Baukommission der Einwohnergemeinde Hägendorf, mit Baugesuch ICamber0
Amtsblatt (Publikation folgenden Textes:

11Der von der Einwohnergemeinde Hägendorf
am 28. November 1955 beschlossenen Abänderung
des mit ERB. Nr0 4622 vom 18. Oktober 1954
gutgeheissenen Bebauungsplanes Blatt Nr. 3
durch den Plan “Korrektion der Durchgangs-
strasse Nr0 5“ wird die ~ erteilt.
Ueber Vorbehalte orientiert der Genehmigungs—
beschluss


